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Gr. 12297.) Geſetz über eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge. Vom 15. Juni 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſtein⸗ 
kommensgeſetzz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 8. Februar 1921 (Gefekfamml. S. 300), des Geſetzes über eine Anderung der Dienſt⸗ 
und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. 
S. 553) und des Geſetzes über Anderungen in der Beamtenbeſoldung vom 19. April 1922 
Geſetzſamml. S. 83) wird wie folgt geändert: 


8 1. 
Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 
Der Ausgleichszuſchlag wird bis zu einer anderweiten Feſtſetzung durch den 
Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz bei allen im Abſ. 1 genannten 
Bezügen gleichmäßig auf 65 vom Hundert feſtgeſetzt. 


§ 2. f > 
In den Schlußbemerkungen zur Anlage 1 Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittel- 
baren Staatsbeamten) Abſchnitt A (Aufwandsentſchädigungen) wird als Ziffer 3 folgende Be⸗ 
ſtimmung eingeſetzt: | 
Das Staatsminiſterium kann die vorſtehend feſtgeſetzten Aufwandsentſchädigungen 
entſprechend den jeweiligen wirtſchaftlichen Verhältniſſen ändern. 

Artikel II. 
Im Artikel J 8 2 des Geſetzes über Anderungen in der Beamtenbeſoldung vom 19. April 


1922 Geſetzſamml. S. 83) werden die Worte »in Höhe von 30 vom Hundert« durch die Worte 
»in Höhe von 55 vom Hundert« erſetzt. 


N 


Artikel. III. © 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Finanzminiſter. N 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1922, Artikel I 8 2 mit Wirkung vom 


1. Oktober 1921 in Kraft. 


Geſetzſammlung 1922. (Nr. 1229712299.) > 27 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Juni 1922. 
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Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 15. Juni 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Sichel) Braun. v. Richter. 


(Nr. 12298.) Geſetz über einen Sonderſtock zu Ausgleichszwecken und zur Selbſtbewirtſchaftung bei den 
Bergwerks⸗, Hütten und Salinenbetrieben. Vom 3. Juni 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
981. 


() Überſchüſſe, die ſich beim Betriebe der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung ergeben, 
ſind, ſoweit ſie den Betrag von 20 Millionen Mark überſteigen, zur Bildung oder Ergänzung 
eines Sonderſtocks zu verwenden. Werden die Betriebsanlagen der Bergwerks-, Hütten- und 
Salinenverwaltung auf Koſten der allgemeinen Staatseinnahmen erweitert, fo erhöht ſich der Be— 
trag von 20 Millionen Mark um eine 6prozentige Verzinſung der aufgewendeten Koſten. Der⸗ 
EN nn find durch den Haushaltsplan feſtzulegen. 

) Im Falle der Unzulänglichkeit des Sonderſtocks können ihm ferner außerordentliche Rück⸗ 
en 125 den im § 2 Nr. 1 bezeichneten Zweck durch den Haushaltsplan oder durch beſondere 
Geſetze zugeführt werden. Im Staatshaushaltsplan iſt vorzuſchreiben, mit welchen Sätzen ſolche 
außerordentlichen Rücklagen zu Laſten der Betriebe zu verzinſen und zu tilgen ſind. 


§ 2. 

(1) Die Rücklagen in den Sonderſtock werden zur Hälfte einem Ausgleichsfonds zugeführt, 
bis dieſer die Höhe von 200 Millionen Mark erreicht oder wieder erreicht hat. Der Ausgleichs— 
fonds iſt in nachſtehender Reihenfolge zu verwenden: 

1. zur Ergänzung des Überſchuſſes beim Betriebe der Bergwerks-, Hütten⸗ und Salinen⸗ 
erwaltung auf den durch das Geſetz oder den Haushaltsplan beſtimmten Betrag, 
2. zur Erſtattung von außerordentlichen Rücklagen in den Sonderſtock ($ 1 Abſ. 2). 

(2) Reichen die Beſtände des Ausgleichsfonds nicht aus, um feine Verwendung nach Nr. 1 
zu erfüllen, ſo werden ſie durch Überweiſungen Be § 1 Abf. 2 um den erforderlichen Betrag 
erhöht. 
= (3) Die Beträge, welche den Höchſtbeſtand des Ausgleichsfonds von 200 Millionen Mark 

überſteigen, ſind nach § 3 zu verwenden. 
N 83. ; 

Die andere Hälfte der Rücklage fließt einem Dispoſitionsfonds zu. Die Mittel des Dispo⸗ 
ſitionsfonds können zur Ergänzung und Erweiterung der Betriebsanlagen, zum Erwerbe von Grund⸗ 
beſitz und Gerechtſamen verwendet werden, ſoweit Mittel für dieſe Zwecke im Haushalt nicht oder 
nicht in ausreichender Höhe bereitgeſtellt ſind. Außerdem können ſie für die Zwecke der ſozialen 
Fürſorge für Arbeiter, Angeſtellte, Beamte und Hinterbliebene der ſtaatlichen Bergwerks-, Hütten⸗ 
und Salinenbetriebe verwendet WEN, um die für dieſe Zwecke für den Haushalt beeitgeflten 
Mittel zu ergänzen. 


Bas 


§ 4. 
Im Falle eines dringenden allgemeinen Staatsbedarfs kann durch den Haushalt beſtimmt 
werden, daß ein über die Grenze von 20 Millionen Mark hinausgehender Betrag des Überſchuſſes 
von der Überweifung an den Sonderſtock auszunehmen iſt. 
= 5 
25 (1) Der Sonderſtock wird vom Finanzminiſter verwaltet. 

(2) Der am Jahresſchluſſe verbleibende Beſtand iſt zur Verwendung in die folgenden Jahre 
zu übertragen. f 

(6) Die Einnahmen und Ausgaben des Sonderſtocks find in einer Anlage zur Überſicht von 
\ den Staatseinnahmen und ausgaben jedes Rechnungsjahrs nachzuweiſen. Über die Verwendung 
des Sonderſtocks iſt jedes Jahr nach dem Schluſſe des Rechnungsjahrs dem Landtage Rechenſchaft 
zꝛs!u geben. 


86. 

(1) Die Verwendung des Sonderſtocks zu den im § 3 bezeichneten Zwecken der Ergänzung und 
Erweiterung ſowie der Wohlfahrtspflege erfolgt durch den Finanzminiſter und den Miniſter für 
Handel und Gewerbe. 
er e) Im übrigen wird die Ausführung des Geſetzes dem Finanzminiſter übertragen. 
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Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft, jedoch iſt dem Sonderſtock 


erſtmalig der den Haushaltsanſchlag überſteigende Betrag des Überſchuſſes des Rechnungsjahrs 1919 
beim Betriebe der Berg-, Hütten und Salinenverwaltung zuzuführen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 3. Juni 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. v. Richter. Siering. 


(Ar. 12299.) Verordnung, betreffend die Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues in 
den Hohenzollernſchen Landen. Vom 12. Juni 1922. 


5 Auf Grund der §§ I und 12 des Reichsgeſetzes vom 26. Juni 1921 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 773) und der dazu 
ergangenen Abänderung vom 6. März 1922 (Reichs-Geſetzbl. S. 235) wird hiermit folgendes verordnet: 


Arpkikel ! f 
Als Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues werden in den Hohenzollernſchen Landen vom 1. Oktober 
1921 ab bis auf weiteres Vomhundertteile der auf Grund des Geſetzes vom 30. Auguſt 1834 feſtgeſetzten 
Gebäudeſteuerkapitale erhoben, ſoweit die Gebäude abgabepflichtig und vor dem 1. Juli 1918 fertiggeſtellt ſind. 


Artikel 2. 

Die Abgabe beträgt im Rechnungsjahre 1921 5 vom Hundert und vom 1. April 1922 ab bis auf 
weiteres 25 vom Hunderk des Nutzungswerts. Dementſprechend find für 1921 jährlich 2 vom Hundert und 
vom 1. April 1922 ab bis auf weiteres jährlich 10 vom Hundert des Gebäudeſteuerkapitals als Wohnungs⸗ 
bauabgabe zu erheben. 


N 
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Artikel 3. 

Die Verwaltung der ſtaatlichen Abgabe mit Ausnahme der Einziehung wird den Behörden übertragen, 

die gemäß Artikel III des Geſetzes, betreffend die AUmgeſtaltung der direkten Staatsſteuern in den Hohen? 
zollernſchen Landen, vom 2. Juli 1900 beziehungsweiſe Artikel I Ziffer 3 der Zuſatzbeſtinmungen vom 5. Sep 
tember 1900 zu der Verordnung vom 6. Oktober 1865 die Veranlagung und Verwaltung der Grund. und 
Gebäudeſteuer für die Zwecke der kommunalen Beſteuerung ausführen. 5 
Die Einziehung der Abgabe erfolgt gegen eine vom Finanzminiſter feſtzuſetzende Entſchädigung durch die 
Gemeinden. Artikel 4 a 


Die Abgabe nach Artikel 2 kann auf Antrag ermäßigt werden, wenn der Gebäudeeigentümer den Nach- 
weis erbringt, daß, fie mehr als 5 beziehungsweiſe 25 vom Hundert des Friedensnutzungswerts des Ge— 
bäudes beträgt. f 

Der Antrag iſt binnen einem Monate nach Zuſtellung der Zahlungsaufforderung beim Regierungs⸗ 
präſidenten zu ſtellen. Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen einem Monate die Beſchwerde an den Finanz, 
miniſter zuläſſig. Der Finanzminiſter entſcheidet endgültig. 


Artikel 5. 
Artikel 4 Abf. 2 gilt ſinngemäß bei Anträgen, die ſich gegen die Abgabepflicht der Gebäude (§ 3 des 
Reichsgeſetzes) richten, mit der Maßgabe, daß an Stelle der Ausſchlußfriſten die Vorſchriften im § 1 des 
Verjährungsgeſetzes vom 18. Juni 1840 (Geſetzſamml. S. 140) treten. 


Artikel 6. 

Die Gemeinden haben zu der nach Artikel 2 und 3 zu erhebenden ſtaatlichen Abgabe ihrerſeits Zus 
ſchläge in gleicher Höhe zu erheben, deren Ertrag lediglich zur Förderung der Wohnungsbeſchaffung und 
Siedlung zu verwenden iſt. 

Die Verpflichtung zur Erhebung der Zuſchläge wird für die Gemeinden des Regierungsbezirkes den 
Oberämtern übertragen. Über die Verwendung des Ertrags der von ihnen erhobenen gemeindlichen Zu⸗ 
ſchläge beſchließt ein Ausſchuß, der aus dem Oberamtmann und fünf vom Amtsausſchuſſe zu wählenden, 
im Wohnungs- und Siedlungsweſen erfahrenen Perſonen zu bilden iſt, von denen mindeſtens drei beamtete 
Mitglieder einer Gemeindeverwaltung ſein müſſen. Der Oberamtmann führt den Vorſitz, ſeine Stimme gibt 
bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 

Den beiden Stadtgemeinden Hechingen und Sigmaringen kann auf Antrag vom Regierungspräſidenten 
das Recht gewährt werden, die gemeindlichen Zuſchläge ſelbſtändig zu erheben und zu verwenden. . 

Aber Anträge auf Erhöhung der gemeindlichen Zuſchläge bis zum Dreifachen der nach Artikel 2 und 3 
zu erhebenden ſtaatlichen Steuern entſcheidet der Regierungspräſident. Weitergehende Anträge ſind dem 
Miniſter für Volkswohlfahrt zur Entſcheidung vorzulegen. 

Artikel 7. 

Die Steuerbehörde hat auf Antrag die Abgabe auf die Nutzungsberechtigten gemäß 8 9 des Reichs- 
geſetzes zu verteilen. Dem Antrage find die erforderlichen Unterlagen beizufügen. Gegen die Verteilung iſt 
binnen einem Monate die Beſchwerde beim Regierungspräſidenten zuläſſig. f 

Die Beträge, die von den Nutzungsberechtigten der Gebäude oder Gebäudeteile an den zur Abgabe 
Verpflichteten zu erſtatten find ($ I Abf. 2 des Reichsgeſetzes), können wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 

Berlin, den 12. Juni 1922. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. Der Preußiſche Finanzminiſter. 
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Im Auftrage In Vertretung 
Pauly. Weber. 
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